
 

 
 

Wöchentliche Steuernachrichten (Tax-News) 2. März 2026*  
 
Europäischer Gerichtshof (EuGH) stellt Vertragsverletzung Belgiens bei 
Umsetzung der Richtlinie zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken 
(ATAD) fest  
 
Am 26. Februar 2026 bestätigte der Europäische Gerichtshof (EuGH) in seinem Urteil in der 
Rechtssache C-524/23 die Vertragsverletzungsklage der Europäischen Kommission gemäß 
Artikel 258 AEUV und stellte fest, dass Belgien es versäumt hatte, Artikel 8 Absatz 7 der 
Richtlinie (EU) 2016/1164 zur Festlegung von Vorschriften gegen 
Steuervermeidungspraktiken, die das Funktionieren des Binnenmarkts unmittelbar 
beeinträchtigen (ATAD) nicht umgesetzt habe. Der Fall betraf die Regelung für kontrollierte 
ausländische Unternehmen (CFC) und insbesondere die Verpflichtung des Mitgliedstaats des 
Steuerpflichtigen, einen Abzug von der Steuerschuld des Steuerpflichtigen für Steuern zu 
gewähren, die das kontrollierte ausländische Unternehmen (oder die Betriebsstätte) in seinem 
Sitzstaat gezahlt hat. Der EuGH entschied, dass Artikel 8 Absatz 7 der ATAD zwingend 
formuliert ist, keine Ausnahmeregelungen enthält und in nationales Recht umgesetzt werden 
muss, wobei die Mitgliedstaaten nur über die Methode zur Berechnung des Abzugs 
entscheiden können. Der Gerichtshof entschied ferner, dass diese Verpflichtung unabhängig 
davon gilt, welche CFC-Einbeziehungsoption ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
ATAD anwendet (einschließlich der Optionen für „nicht echte Vereinbarungen“ in Artikel 7 
Absatz 2 Buchstabe b). Der Gerichtshof wies Argumente zurück, wonach eine 
Mindestharmonisierung gemäß Artikel 3 ATAD oder Abschreckungsüberlegungen eine 
Nichtumsetzung rechtfertigen könnten, und betonte das Ziel der ATAD, Steuervermeidung zu 
bekämpfen und gleichzeitig Doppelbesteuerung als Hindernis im Binnenmarkt zu verhindern. 
Die späteren Gesetzesänderungen Belgiens (die Berichten zufolge am 1. Januar 2024 in Kraft 
getreten sind) wurden für die Beurteilung des Verstoßes als nicht relevant angesehen, da 
dieser anhand der Lage am Ende der in der mit Gründen versehenen Stellungnahme der 
Kommission festgelegten Frist beurteilt wird. 

 

Gericht der Europäischen Union (EuG) klärt Zusammenspiel von 
Erwerbsbesteuerung und Steuerschuld bei unrichtiger Rechnungsangabe 
  
Am 25. Februar 2026 hat das Gericht der Europäischen Union in seinem Urteil in der 
Rechtssache T-638/24 die Artikel 40, 41 und 203 der Richtlinie 2006/112/EG über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuerrichtlinie) ausgelegt. Der Fall ging auf 
ein österreichisches Verfahren zurück, das ein Unternehmen betraf, das Waren, die von 
Österreich in andere Mitgliedstaaten versandt wurden, unter Verwendung seiner 
österreichischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erworben hatte, während die 
entsprechenden innergemeinschaftlichen Lieferungen als steuerbefreit behandelt wurden, 
aber die österreichische Mehrwertsteuer auf den Rechnungen falsch ausgewiesen war, was 
eine Steuerpflicht für die Lieferanten gemäß Artikel 203 auslöste. Das vorlegende Gericht 



fragte, ob Österreich die innergemeinschaftlichen Erwerbe auch nach Artikel 41 besteuern 
könne, da aufgrund der fehlerhaften Rechnungsstellung bereits Mehrwertsteuer in Österreich 
zu entrichten sei. Das Gericht stellte fest, dass das EU-Recht eine solche Besteuerung nicht 
ausschließt. Es stellte klar, dass Artikel 41, der den Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
bei Verwendung einer Umsatzsteuer-Identifikationsnummer bestimmt, und Artikel 203, der die 
Umsatzsteuerpflicht bei falscher Angabe auf einer Rechnung vorsieht, unterschiedliche Ziele 
verfolgen und gleichzeitig Anwendung finden können. Das Gericht stellte ferner fest, dass 
diese parallele Anwendung nicht gegen die Grundsätze der Neutralität und der 
Verhältnismäßigkeit verstößt, insbesondere wenn das nationale Recht die Berichtigung einer 
falsch in Rechnung gestellten Umsatzsteuer zulässt. 

 

Mehrwertsteuerpflicht für IT-Leistungen öffentlicher Verbände gegenüber 
Mitgliedern bestätigt 
 
Am 25. Februar 2026 hat das Gericht der Europäischen Union in seinem Urteil in der 
Rechtssache T-575/24 die Artikel 2, 9 und 13 der Richtlinie 2006/112/EG über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuerrichtlinie) ausgelegt. Der Fall betraf 
Digipolis, einen nach den Regeln der interkommunalen Zusammenarbeit gegründeten 
öffentlich-rechtlichen Auftraggeberverband, der seinen Mitgliedern, darunter 
Gründungsgemeinden und später hinzugekommene autonome kommunale Einheiten, 
Telematikdienstleistungen (IT/Telekommunikation) und damit verbundene 
Computerausrüstung lieferte ( ). Der Streit konzentrierte sich auf eine belgische 
Verwaltungspraxis („Emanationstheorie“), wonach Dienstleistungen, die ein solcher Verein 
seinen Mitgliedern im Rahmen einer Verwaltungsübertragung erbringt, als „Eigenleistungen“ 
behandelt werden und daher nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, sowie auf die Frage, ob 
die mehrwertsteuerliche Behandlung je nach Mehrwertsteuerstatus eines Mitglieds 
unterschiedlich sein sollte. Der Gerichtshof entschied, dass ein Verband, der Dienstleistungen 
gegen Entgelt erbringt und selbstständig eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, als 
Steuerpflichtiger anzusehen ist und dass seine Lieferungen an Mitglieder grundsätzlich der 
Mehrwertsteuer unterliegen, ohne dass zwischen den Mitgliedern aufgrund ihres 
Mehrwertsteuerstatus unterschieden wird. Er stellte ferner fest, dass die belgische 
Steuerpraxis, diese Lieferungen als Eigenlieferungen anzusehen, die Mehrwertsteuerrichtlinie 
nicht außer Kraft setzen kann, um diese Umsätze von der Mehrwertsteuer zu befreien. 
 

Unterausschuss für Steuerfragen des EU-Parlaments (FISC) debattiert über 
steuerliche Aspekte des 28. Regimes: Wettbewerbsfähigkeit stärken ohne neue 
Parallelstrukturen zu  schaffen  
 
Am 24. Februar 2026 hielt der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen 
Parlaments eine öffentliche Anhörung über die Durchführbarkeit eines „28. Steuersystems” 
und darüber ab, wie steuerpolitische Elemente die Wettbewerbsfähigkeit der EU unterstützen 
könnten, vor dem Hintergrund eines für das erste Quartal 2026 erwarteten Vorschlags der 
Kommission für ein 28. Steuersystem für EU-Unternehmen. In der Diskussion sprach sich 
Reinhilde Veugelers (Bruegel) für einen gezielten, „schmalen und tiefen” Ansatz („Regime 0”) 
aus, der sich auf innovative Scale-ups konzentriert, einschließlich günstigerer Zeitpunkte für 
die Mitarbeiterbeteiligung (z. B. Besteuerung beim Verkauf statt bei der Gewährung) und eines 
hochgradig digitalisierten, EU-weit anerkannten Gründungsprozesses. Apostolos Thomadakis 
(CEPS) betonte, dass ein optionales 28. Rahmenwerk darauf abzielen sollte, die 
Fragmentierung durch einen modularen Aufbau (beginnend mit Elementen des 
Gesellschaftsrechts) zu verringern, während bei jeder Steuerstufe Neutralität und praktische 
Vereinfachung (z. B. reibungslosere Mehrwertsteuer-/Quellensteuerverfahren) Vorrang vor 
einer vollständigen Steuerharmonisierung haben sollten. Michael Schick (ETAF) unterstrich 
die täglichen Compliance-Belastungen, die sich aus divergierenden nationalen Vorschriften 



ergeben, und warnte vor der Schaffung eines zusätzlichen „parallelen“ Regelwerks. Er betonte 
die Notwendigkeit von Vereinfachung, Rechtssicherheit und Kohärenz mit bestehenden 
Initiativen und verwies dabei auf die vertraglichen Beschränkungen und die 
Einstimmigkeitsanforderung für sinnvolle Steuervorschriften. 
 

Unterausschuss für Steuerfragen des EU-Parlaments (FISC) debattiert 

kohärenten EU-Steuerrahmen für den Finanzsektor 

Am 24. Februar 2026 erörterte der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen 
Parlaments nach einer öffentlichen Anhörung zu diesem Thema den Entwurf eines 
Initiativberichts von Matthias Ecke (S&D, Deutschland) über einen kohärenten Steuerrahmen 
für den Finanzsektor der EU unter der Leitung des ECON-Ausschusses. Der Berichterstatter 
konzentrierte sich auf die seit langem bestehende Mehrwertsteuerbefreiung für 
Finanzdienstleistungen und argumentierte, dass diese zu einer strukturellen Fragmentierung 
geführt und die Mitgliedstaaten dazu veranlasst habe, zahlreiche sektorspezifische Steuern 
einzuführen, wodurch der Wettbewerb verzerrt und die Integration der Kapitalmärkte behindert 
worden sei. Er betonte, dass der Bericht darauf abziele, eine analytische Grundlage zu 
schaffen, anstatt konkrete Lösungen vorzuschreiben, solange das Ergebnis der laufenden 
Studie der Kommission zu dieser Befreiung noch ausstehe. Die Fraktionen äußerten 
unterschiedliche Standpunkte: Regina Doherty (EVP, Irland) warnte vor zusätzlichen 
sektoralen Steuern, die die Wettbewerbsfähigkeit untergraben könnten, und sprach sich für 
den Austausch bewährter Verfahren aus, insbesondere in Bezug auf Spar- und Anlagekonten. 
Gilles Boyer (Renew, Frankreich) forderte Vereinfachung und Vorhersehbarkeit und äußerte 
gleichzeitig Vorbehalte gegenüber Windfall- oder sektoralen Steuern; und Jussi Saramo (Die 
Linke, Finnland) sprach sich dafür aus, eine EU-weite Finanztransaktionssteuer (FTT) als 
Instrument zur Erzielung von Einnahmen und zur Beseitigung von Marktverzerrungen erneut 
in Betracht zu ziehen. Der Berichterstatter kam zu dem Schluss, dass die Fragmentierung der 
Besteuerung des Finanzsektors allgemein anerkannt sei, räumte jedoch ein, dass die 
Meinungen über die geeigneten politischen Maßnahmen auseinandergehen. Die Frist für 
Änderungsanträge wurde auf den 18. März 2026 festgelegt, die Beratung ist für den 16. April 
2026 vorgesehen und die Abstimmung im ECON für den 5. Mai 2026 geplant. 
 

Zukunft der Unternehmensbesteuerung: Experten uneinig über Abbau der 
Fremdkapitalbegünstigung 
 
Am 24. Februar 2026 hielt der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen 
Parlaments eine öffentliche Anhörung darüber ab, wie die seit langem bestehende 
Bevorzugung von Fremdkapital gegenüber Eigenkapital in der Unternehmensbesteuerung 
angegangen werden kann, angesichts der Absicht der Kommission, den Vorschlag zur 
Abschaffung der Steuervergünstigung für die Verringerung der Bevorzugung von 
Fremdkapital gegenüber Eigenkapital (DEBRA) zurückzuziehen. Die Experten waren sich 
weitgehend einig, dass die bevorzugte steuerliche Behandlung von Fremdkapital gegenüber 
Eigenkapital strukturelle Verzerrungen schafft, die zu einer höheren Verschuldung der 
Unternehmen und einer zunehmenden Komplexität führen. Prof. Michael Devereux (Oxford 
University Centre for Business Taxation) sprach sich dafür aus, die steuerliche Behandlung 
von Eigenkapital durch eine Eigenkapitalvergünstigung (ACE) zu verbessern, anstatt die 
Zinsabzugsfähigkeit weiter einzuschränken, und wies darauf hin, dass eine Gleichbehandlung 
die Verschuldung und den Verwaltungsaufwand verringern könnte. Paolo Ludovici (Invest 
Europe) stellte in Frage, ob die bestehenden EU-Vorschriften, einschließlich der 
Zinsbeschränkungen und Anti-Hybrid-Bestimmungen der ATAD, die Verzerrung bereits 
einschränken, und warnte vor einer Überregulierung. Als Alternative schlug er Anreize für 
Investoren vor. Tove Maria Ryding (Eurodad) forderte stattdessen strengere Grenzen für die 
Zinsabzugsfähigkeit und eine umfassendere internationale Reform und warnte davor, dass 
Eigenkapitalfreibeträge eine „Abwärtsspirale“ in Gang setzen könnten. Zwar herrschte 



Einigkeit darüber, dass die Verzerrung nach wie vor ein echtes Problem darstellt, doch gingen 
die Meinungen über die geeigneten politischen Maßnahmen und die Zukunft von DEBRA stark 
auseinander. 
 
 

Europäische Staatsanwaltschaft (EPPO) und Europäisches Amt für 
Betrugsbekämpfung (OLAF) sollen Zugang zu  EU-
Mehrwertsteuerinformationen erhalten – politische Einigung angestrebt 
 
Am 18. Februar 2026 verabschiedete der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) seine Stellungnahme zu dem Vorschlag der Kommission zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 904/2010, um der Europäischen Staatsanwaltschaft (EPPO) und dem 
Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) Zugang zu den auf EU-Ebene 
ausgetauschten Mehrwertsteuerinformationen zu gewähren. Der Ausschuss brachte seine 
uneingeschränkte Unterstützung für die Initiative zum Ausdruck und bezeichnete sie als einen 
notwendigen Schritt zur verstärkten Bekämpfung von Mehrwertsteuerbetrug, insbesondere 
angesichts der erheblichen jährlichen Verluste durch den innergemeinschaftlichen 
Karussellbetrug. Der EWSA hob hervor, dass ein schneller Zugang zu zentral verwalteten 
Mehrwertsteuerdaten die Koordinierung verbessern, Verzögerungen bei den Ermittlungen 
verringern und die Zusammenarbeit durch bestehende Mechanismen wie Eurofisc verstärken 
würde. Er stellte fest, dass der Vorschlag auf einer Ex-post-Bewertung beruht und keine neuen 
Meldepflichten für Unternehmen einführt, wodurch die Grundsätze der Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit gewahrt bleiben. Gleichzeitig betonte der Ausschuss, wie wichtig die 
strikte Einhaltung der Datenschutzvorschriften ist, einschließlich der DSGVO und der 
besonderen Regelung im Rahmen der EPPO-Verordnung. Der EWSA unterstreicht 
außerdem, dass eine verbesserte Bekämpfung von Mehrwertsteuerbetrug zu einem fairen 
Wettbewerb im Binnenmarkt beiträgt und den Schutz der finanziellen Interessen und 
Eigenmittel der EU unterstützt. Es wurde jedoch berichtet,  dass mehrere Mitgliedstaaten  
während der Sitzung der Arbeitsgruppe „Steuerfragen“ (indirekte Steuern – Mehrwertsteuer)  
des Rates am 19. Februar die Einbeziehung von OLAF in den Anwendungsbereich des 
Vorschlags und das Fehlen einer Folgenabschätzung in Frage gestellt und Bedenken 
hinsichtlich seines Mandats und seiner operativen Kapazitäten geäußert haben.  Laut 
vorläufiger Tagesordnung sollen die EPPO und OLAF den Vorschlag auf einer 
bevorstehenden Sitzung derselben Arbeitsgruppe am 4. März 2026 vorstellen. Darüber hinaus 
strebt der ECOFIN-Rat auf der Grundlage des Tagesordnungsentwurfs an, bis zum 10. März 
2026 eine politische Einigung über den Vorschlag zu erzielen. 
 
 

Vereinfachung im EU-Binnenmarkt: EU-Kommission prüft Reformbedarf bei 
Verbrauchsteuerverfahren 
 
Am 23. März 2026 (10:00-12:30 Uhr MEZ) veranstaltet die Europäische Kommission im 
Rahmen ihrer umfassenderen Reihe „Reality Check“ einen Online-Workshop für 
Interessengruppen mit dem Titel „Reality Check zur Vereinfachung der 
Verbrauchsteuerverfahren“, dessen Ziel es ist, Vereinfachungsmaßnahmen zur Unterstützung 
der Wettbewerbsfähigkeit der EU zu ermitteln. An der Veranstaltung nehmen Vertreter der 
Industrie teil, um praktische Erfahrungen mit Verbrauchsteuern im Rahmen der Richtlinie (EU) 
2020/262 des Rates auszutauschen, die den Verkehr von Energieerzeugnissen und 
Elektrizität, Alkohol und alkoholischen Getränken sowie Tabakwaren im Binnenmarkt regelt. 
Im Mittelpunkt der Diskussionen stehen operative Herausforderungen im Zusammenhang mit 
grenzüberschreitenden Verkäufen, Import-/Exportlogistik, Bewegungen innerhalb der EU, 
Genehmigungsanforderungen (z. B. Lagerhalter und zertifizierte Versender) und 
unterschiedlichen nationalen Verwaltungspraktiken. Die Teilnehmer werden außerdem 
aufgefordert, bewährte Verfahren hervorzuheben, Vereinfachungsmaßnahmen 



vorzuschlagen und mögliche digitale Lösungen zu erörtern. Eine vorherige Anmeldung ist 
erforderlich und bis zum 18. März 2026 (13:00 Uhr MEZ) möglich. 

 
Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes 
ernennt neuen Leiter zur Stärkung der internationalen Steuertransparenz 
 
Am 27. Februar 2026 gab das Globale Forum für Transparenz und Informationsaustausch zu 
Steuerzwecken die Ernennung eines neuen Leiters des Sekretariats im OECD-Zentrum für 
Steuerpolitik und -verwaltung in Paris bekannt, dessen Amtszeit am 23. März 2026 beginnt. 
Der Leiter des Sekretariats wird die Arbeit zur Unterstützung der 172 Mitglieder des Forums 
bei der Förderung der Steuertransparenz und des wirksamen Informationsaustauschs 
weltweit beaufsichtigen. Das Globale Forum überwacht die Umsetzung internationaler 
Standards zum Informationsaustausch auf Anfrage (EOIR) und zum automatischen 
Informationsaustausch (AEOI), einschließlich des gemeinsamen Meldestandards und des 
Meldesystems für Krypto-Vermögenswerte, durch Peer Reviews und Initiativen zum 
Kapazitätsaufbau. Der Ernannte verfügt über mehr als 25 Jahre Erfahrung im Bereich der 
internationalen Besteuerung und war zuvor Generaldirektor für Steuern im spanischen 
Finanzministerium, stellvertretender Vorsitzender des OECD-Ausschusses für Steuerfragen 
und von 2017 bis 2022 Vorsitzender des Globalen Forums. Die OECD erklärte, dass diese 
Ernennung die laufenden Bemühungen zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit im 
Steuerbereich und zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und -umgehung unterstützen 
werde. 
 

Europäischer Rechnungshof fordert klarere Ziele für Steuer- und 

Zollprogramm im MFR 2028–2034 

Am 27. Februar 2026 veröffentlichte der Europäische Rechnungshof (ERH) eine 

Stellungnahme zum Vorschlag der Europäischen Kommission vom 3. September 2025 für ein 

einheitliches Binnenmarkt- und Zollprogramm, das Teil des Legislativpakets der Kommission 

für den nächsten langfristigen Haushalt der EU ist: den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 

2028-2034. Die Prüfer begrüßen zwar die Zusammenführung von fünf bestehenden 

Instrumenten (dem Zollprogramm, dem Fiscalis-Programm für die Zusammenarbeit im 

Steuerbereich, dem Binnenmarktprogramm, dem EU-Programm zur Betrugsbekämpfung und 

den OLAF-bezogenen IT-Untersuchungssystemen), betonen jedoch die Notwendigkeit 

klarerer Ziele, Governance- und Leistungsindikatoren für steuerbezogene Komponenten, 

insbesondere für die EU-Finanzierung der Zusammenarbeit im Bereich der Mehrwertsteuer, 

der Steuer-IT-Systeme und der Datenaustauschinstrumente zur Unterstützung der 

grenzüberschreitenden Durchsetzung. Der Rechnungshof weist ferner darauf hin, dass der 

Verordnungsentwurf nicht ausreichend darlegt, wie die für die Digitalisierung des Steuer- und 

Zollwesens zugewiesenen Mittel mit den strategischen Prioritäten der EU in Einklang gebracht 

werden oder messbare Ergebnisse liefern sollen, und betont die Bedeutung von Transparenz, 

Rechenschaftspflicht und einer soliden Finanzverwaltung in Bereichen, die für die 

Bekämpfung von Mehrwertsteuerbetrug und den Schutz der finanziellen Interessen der EU 

von entscheidender Bedeutung sind.  



Save the Date: Virtuelle ETAF-Konferenz am 7. Mai 2026  
 
 

  



Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 

https://etaf.tax/index.php/newsarea
https://etaf.tax/index.php/newsarea

